
in seiner Doktorarbeit aus dem Jahre 1938 hatte er 
„wissenschaftlich“ abgehandelt, daß „nur der deutsche, 
deutschblütige Volksgenosse“ das Recht 'habe, wichtige 
öffentliche Ämter zu bekleiden, und daß „der völkische 
Staat und mit ihm an erster Stelle die nationalsozia­
listische Bewegung den Kampf für das deutsche und 
wider das jüdische Blut begonnen hat und auch sieg­
reich zu Ende führen wird“.
Die Staatsanwaltschaft teilte zwar später mit, das Er­
mittlungsverfahren gegen Holtfort sei eingestellt wor­
den, aber die Hexenjagd gegen ihn geht weiter.
Uber diesen Hergang der Dinge hat die „Frankfurter 
Rundschau“ am 9. November 1976 vierspaltig berichtet.

Der Beitrag ist in der Nähe einer Betrachtung zum Tra­
ditionstreffen des Nazi-Obersten Rudel mit hohen Offi­
zieren einer Einheit der BRD-Bundeswehr placiert. Das 
Blatt fand offenbar bestätigt, daß der Rudel-Vorgang 
nur die Spitze eines Eisberges neonazistischer, revan­
chistischer Aktivitäten in der BRD des Jahres 1976 si­
gnalisiert. Wer weiß, ob die Celler Nazi-Ortsgruppen- 
und Reichsamtsleiter sich angesichts dessen nicht 
ermuntert sehen, eines Tages auch der bürgerlich-libe­
ralen „Frankfurter Rundschau“ den Prozeß zu machen — 
unter Berufung auf ihren Ehrenkodex und ihre Frei­
heiten?

Ha. Lei.

« Informationen

Die Volkskammer der DDR trat am 1. November 1976 
zu ihrer 2. Tagung nach ihrer Neuwahl zusammen. 
Nach der Entgegennahme der Erklärung des Vorsitzen­
den des Ministerrates der DDR, der Aussprache über 
diese Erklärung und der Vertrauensentschließung dazu 
wählte die Volkskammer die 'Mitglieder des Minister­
rates in der vom Vorsitzenden des Ministerrates, Willi 
Stoph, Mitglied des Politbüros des Zentralkomitees der 
SED, vorgeschlägenen Zusammensetzung. Stellvertre­
ter des Vorsitzenden des Ministerrates und Minister der 
Justiz wurde wiederum Hans-Joachim Heusinger.
In der gleichen Tagung wählte die Volkskammer erneut 
Dr. Heinrich Toeplitz zum Präsidenten des Obersten 
Gerichts sowie Walter Ziegler, Dr. Werner Strasberg 
und Generalmajor Dr. Günter Sarge zu Vizepräsidenten 
des Obersten Gerichts. Ferner wurden 44 Richter und 
Militärrichter sowie 46 Schöffen des Senats für Arbeits­
recht des Obersten Gerichts neugewählt bzw. wieder­
gewählt.
Außerdem wählte die Volkskammer Dr. Josef Streit er­
neut zum Generalstaatsanwalt der DDR.

*

Vom 29. September bis 1. Oktober 1976 fand in Sofia 
die IV. Konsultativkonferenz der Justizminister soziali­
stischer Länder statt./*/ Auf der Konferenz waren die 
Minister der'Justiz der Volksrepublik Bulgarien, der 
CSSR, der DDR, der Republik Kuba, der Mongolischen 
Volksrepublik, der Volksrepublik Polen, der Sozialisti­
schen Republik Rumänien, der UdSSR, der Ungarischen 
Volksrepublik und der Vorsitzende der Juristischen 
Kommission der Sozialistischen Republik Vietnam mit 
ihren Delegationen vertreten. Die Delegation der DDR 
wurde vom Stellvertreter des Vorsitzenden des Minister­
rates und Minister der Justiz, Hans-Joachim Heusinger, 
geleitet.
Gegenstand der Beratungen waren folgende Sachkom- 
plexe:
— Rechtliche Mittel zur Festigung der Familie in der 

sozialistischen Gesellschaft und die Rolle der Ge­
richte in diesem Prozeß;

— Bestrafung und strafrechtliche Maßnahmen ohne 
Freiheitsentzug; ‘

— die rechtliche Regelung des Kampfes gegen gesell­
schaftswidrige Erscheinungen und die Kriminalität 
Minderjähriger;

— Themenplan rechtsvergleichender Untersuchungen. 
Die Behandlung dieser Themen wurde eingeordnet in 
die Aufgabenstellungen der Parteitage der Bruderpar­
teien der sozialistischen Länder. Übereinstimmend 
wurde hervorgehoben, daß sich daraus wachsende An­
forderungen an die Arbeit der Justizorgane ergeben. 
Die Beratung zu den einzelnen Themen ließ erkennen,

- daß die Teilnehmerstaaten auf diesen Gebieten vor 
grundlegend gleichen Problemen und Aufgaben ste­
hen. Dazu wurden wertvolle Erfahrungen vermittelt, 
die für alle Beteiligten bei der Festigung sozialistischer

/*/ Informationen über die vorangegangenen Konferenzen in 
NJ 1972 S. 686, NJ 1973 S. 111 £t. und NJ 1975 S. 488 ff.

Familienverhältnisse, der Anwendung von Strafen ohne 
Freiheitsentzug und der Bekämpfung der Jugendkrimi­
nalität von Nutzen sind.
Die Minister vereinbarten einen langfristigen Plan für 
die koordinierte rechtsvergleichende Arbeit der Ju­
stizministerien. Im Zusammenhang mit den erörterten 
Themen wurden auch wichtige Fragen der weiteren Ge­
staltung der Rechtshilfebeziehungen zwischen den sozia­
listischen Staaten behandelt und dazu Festlegungen ge­
troffen.
Die Beratungen waren geprägt von dem Willen nach 
einem noch engeren Zusammenwirken der Justizmini­
sterien. Mit der Konferenz wurde ein nützlicher Beitrag 
zur weiteren Entwicklung der umfassenden Zusam­
menarbeit zwischen den sozialistischen Bruderländern 
geleistet.

*
Das Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen führte 
am 3. und 4: November 1976 in Halle eine Konferenz 
zur weiteren Entwicklung des sozialistischen Rechtsbe- 
wußtseins der Hochschulangehörigen und zur Verbes­
serung der staatlichen Leitungstätigkeit an den Univer­
sitäten und Hochschulen durch. Teilnehmer waren über 
200 Leitungsfunktionäre der Universitäten und Hoch­
schulen: Rektoren, Prorektoren, Sektionsdirektoren und 
Leiter von Funktionalorganen.
Im Hauptreferat hob der Staatssekretär im Ministerium 
für Hoch- und Fachschulwesen, Günter Bernhardt, her­
vor, daß mit dieser Konferenz ein weiterer Schritt zur 
Qualifizierung der Rechtsarbeit im Bereich des Hoch­
schulwesens getan werde. Nach der Beratung in Jena 
im März 1975, die sich mit Erfahrungen und Aufgaben 
bei der sozialistischen Rechtserziehung der Studenten 
befaßt hatte (vgl. NJ 1975 S. 315 ff.), werde nun in kon­
tinuierlicher Verwirklichung der Beschlüsse von Par­
tei und Regierung zur weiteren Entwicklung des sozia­
listischen Rechtsbewußtseins die Aufgabe in Angriff 
genommen, die gesellschaftliche Wirksamkeit des sozia­
listischen Rechts im Leitungsprozeß der Universitäten 
und Hochschulen zu erhöhen. Seit dem VIII. Parteitag 
der SED seien im Zusammenhang mit einer umfangrei­
chen Rechtsbereinigung grundlegende Rechtsvorschrif­
ten für die Gestaltung der Erziehung, Aus- und Weiter­
bildung und Forschung, für die Verbesserung der Ar- 
beits-, Studien- und Lebensbedingungen der Hochschul­
angehörigen sowie für die Verbesserung der Leitung 
und Planung im Hochschulwesen erlassen worden. Zu­
gleich habe sich die Einstellung der Leiter zum soziali­
stischen Recht in den letzten Jahren bereits wesentlich 
verbessert.
Nach grundlegenden Bemerkungen zur Rolle des sozia­
listischen Rechts befaßte sich Staatssekretär Bernhardt 
im besonderen mit Problemen der Leitung und des 
Rechts auf den Gebieten Ausbildung und Erziehung, 
wissenschaftliche Arbeit und Kaderarbeit. Er stellte 
die Aufgabe, das Rechtsbewußtsein aller Hochschulange­
hörigen systematisch zu erhöhen sowie differenziert die­
jenigen Rechtskenntnisse zu vermitteln, die für die Aus­
übung der verschiedenen Leitungsfunktionen notwendig 
sind.
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